Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4102 


14. 03. 96 


Antrag 

der Abgeordneten Petra Bläss, Dr. Heidi Knake-Werner, Heidemarie Lüth, Rosel 
Neuhäuser, Christine Schenk und der Gruppe der PDS 


Einrichtung einer ständigen Kommission zur Umsetzung des Übereinkommens zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. ihrer mit der Ratifizierung des Übereinkommens zur Beseiti- 
gung jeder Form von Diskriminierung der Frauen im Jahre 1985 
eingegangenen Verpflichtung nachzukommen, dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen regelmäßig über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens Bericht zu erstatten. 

Die gemäß Artikel 18 des Übereinkommens alle vier Jahre zu 
erstellenden Berichte sind dem Deutschen Bundestag durch 
die Bundesregierung zur Bestätigung vorzulegen; 

2. beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend eine ständige Kommission zur Überprüfung des Stan- 
des der nationalen Umsetzung des durch die Bundesrepublik 
Deutschland ratifizierten Übereinkommens gegen alle Formen 
der Diskriminierung von Frauen (nachfolgend Antidiskrimi- 
nierungskommission) einzuberufen, 

Aufgabe der Antidiskriminierungskommission soll es sein, die 
Einhaltung der durch die Bundesrepublik Deutschland einge- 
gangenen Verpflichtungen aus dem Übereinkommen zur Be- 
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu über- 
wachen, dem Deutschen Bundestag bei allen Fällen von 
Verletzungen des Übereinkommens in der Bundesrepublik 
Deutschland Bericht zu erstatten sowie den gemäß Artikel 18 
des Übereinkommens alle vier Jahre zu erstellenden Bericht 
der Bundesrepublik Deutschland über dessen Umsetzung zu 
erarbeiten. 

Der Antidiskriminierungskommission sollen Parlamentarierin- 
nen aller im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien, 
Vertreterinnen von Gewerkschaften und Verbänden sowie 
Vertreterinnen aller bundesweiten Nichtregierungsorganisa- 
tionen von Frauen angehören; 
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3. dem Deutschen Bundestag einen Gesetzentwurf über die 
Rechtsstellung der Antidiskriminierungskommission vorzule- 
gen, der als Mindeststandards enthalten soll; das Recht, in al- 
len Ausschüssen, Unterausschüssen und Enquete-Kommissio- 
nen des Deutschen Bundestages zu Problemen der Diskri- 
minierung von Frauen gehört zu werden sowie das Recht, eine 
vierteljährlich erscheinende Publikation zur Lage der Frauen 
in der Bundesrepublik Deutschland unter dem Blickwinkel der 
Umsetzung des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau herauszugeben; 

4. für die Koordination und Organisation der Arbeit der Antidis- 
kriminierungskommission ein Sekretariat mit fünf Vollzeit- 
oder einer entsprechenden Anzahl von Teüzeitstellen beim 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
einzurichten und im Haushalt dieses Bundlesministeriums Mit- 
tel in Höhe von zunächst 1 Mio. DM für 1996 bereitzustellen. 

Die Mittel für die Finanzierung dieser Stellen sind gemäß § 350 
der Deklaration der 4. Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking 
aus dem Verteidigungshaushalt umzuwidmen. Nach Ablauf 
des Haushaltsjahres 1996 ist dem Deutschen Bundestag durch 
die Antidiskriminierungskommission ein Haushaltsansatz für 
die Folgejahre zur Beschlußfassung vorzulegen, der imma- 
nenter Bestandteil des Haushalts des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird. 

Bonn, den 14. März 1996 

Petra Bläss 

Dr. Heidi Knake -Werner , 

Heidemarie Lüth 
Rosel Neuhäuser 
Christina Schenk 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die Vor- und Nachbereitung der 4, Weltfrauenkonferenz hat nach- 
haltig gezeigt, daß auch in der Bundesrepublik Deutschland Frau- 
en nach wie vor in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
diskriminiert werden. 

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland vor mehr als zehn Jah- 
ren das Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 gegen alle For- 
men der Diskriminierung von Frauen ratifiziert hat, ist bisher eine 
grundlegende Trendwende in der gesellschaftlichen Situation von 
Frauen nicht eingetreten. Vielmehr hat die Ausgrenzung und Mar- 
ginalisierung von Frauen sich in einem so fundamentalen Bereich 
wie dem der existenzsichernden Erwerbsarbeit besonders nach 
dem Beitritt der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland 
deutlich verstärkt. 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4102 


Es ist festzustellen, daß die bisherigen Instrumentarien der Bun- 
desregierung weder ausgereicht haben, aus den vorhandenen ana- 
lytischen Grundlagen Strategien für die Bewältigung dieses Pro- 
blems abzuleiten noch, diese Tendenzen umzukehren. Das zeigt 
sich u. a. darin, daß hinsichtlich der Einschätzung der Lage von 
Frauen in der Bundesrepublik Deutschland zwischen deni offizi- 
ellen Bericht der Bundesregierung und den Berichten der Ar- 
beitsgruppen des Nationalen Vorbereitungskomitees beträchtli- 
che Differenzen existierten, insbesondere was die Einschätzung 
der Ursachen für und Konsequenzen aus der fortdauernden Dis- 
kriminierung von Frauen in der Bundesrepublik Deutschland an- 
betrifft. 

Um künftig eine regelmäßige analytische Arbeit bei der Umset- 
zung des Übereinkommens gegen alle Formen der Diskriminie- 
rung von Frauen als Grundlage von gesetzgeberischen und exe- 
kutiven Maßnahmen und Aktionen sicherzustellen und auch eine 
regelmäßige Berichterstattung über den Stand der Umsetzung des 
Übereinkommens zu sichern, erscheint die Einberufung einer Anti- 
diskriminierungskommission als überparteiliches, ständig arbei- 
tendes Gremium von Fachfrauen erforderlich. 

Die Rechte und Pflichten dieses Gremiums sind in einem Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung zu fixieren, der Mindeststandards 
enthalten soll, die für die Arbeit dieses Gremiums den erforderli- 
chen Rahmen schaffen und gewährleisten, daß ihm nicht nur eine 
Alibifunktion zugestanden wird. 



Druck: Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon {02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



